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	Zeitpunkt der Urteilsverkündung 

	
	
	

	Aus dem Konventionsrecht lässt sich, soweit ersichtlich, kein Recht darauf ableiten, dass das Urteil respektive das Dispositiv unmittelbar im Anschluss an die Hauptverhandlung mündlich verkündet bzw. auf der Kanzlei zuhanden der Öffentlichkeit hinterlegt wird.
	
	
	

	Die Kommission jedenfalls scheint davon auszugehen, zwischen der Verhandlung und der Entscheidfällung könne durchaus eine gewisse Zeitspanne liegen. 
	
	
	

	Die in einem anderen Zusammenhang erhobene Rüge, eine Kassationsinstanz habe allein deshalb gegen Art. 6 Ziff. 1 EMRK verstossen, weil sie - gewissermassen ohne Bedenkzeit - unmittelbar nach der Verhandlung entschieden habe, hat die EKMR nämlich im wesentlichen mit der Begründung abgewiesen, das Verfahren sei hauptsächlich schriftlich gewesen und der Antrag der Beschwerdeführer habe keine schwierigen Rechtsfragen aufgeworfen. Immerhin ist im Falle eines publikumsöffentlichen Verfahrens - wie erwähnt - danach zu trachten, das Dispositiv möglichst im Anschluss an die Verhandlung zu eröffnen, da auf diese Weise dem Zweck des Öffentlichkeitsgrundsatzes in optimaler Weise entsprochen werden kann.
	
	
	

	Der schweizerische Vorbehalt betreffend die öffentliche Verkündung des Urteils zu Art. 6 Ziff. 1
	
	
	

	EMRK ist mit höchster Wahrscheinlichkeit ungültig, derjenige zu Art. 14 Ziff. 1 IPBPR demgegenüber gültig.
Die in Verfahren betreffend strafrechtliche Anklagen i.S.v. Art. 6 Ziff. 1 EMRK ergehenden Urteile sind in Anwendung derselben Bestimmung grundsätzlich immer öffentlich zu verkünden.
Ein allfälliger Verzicht des Angeklagten vermag den Richter nicht zu binden.
Nach Sinn und Zweck des Öffentlichkeitsprinzips im Strafverfahren ist das Urteil grundsätzlich immer dann mündlich zu verlesen, wenn die Verhandlungen zuvor ganz oder teilweise publikumsöffentlich gewesen sind. Kann das Urteil zufolge schwieriger Rechts- oder Sachverhaltsfragen oder aus vergleichbaren Gründen nicht unmittelbar im Anschluss an das publikumsöffentliche Verfahren gefällt werden oder war das Publikum während des erstinstanzlichen Verfahrens oder vor Berufungsinstanz von den Verhandlungen ausgeschlossen, wird der Orientierungspflicht Genüge getan, wenn die Öffentlichkeit über die Medien unterrichtet wird.
	
	
	

	Erfordert Art. 6 Ziff. 1 EMRK grundsätzlich kein publikumsöffentliches Verfahren, wie dies in der Regel bei Kassationsverfahren der Fall ist, so muss das Urteil weder mündlich verlesen noch muss via Medien darüber orientiert werden. Es gilt als öffentlich verkündet, wenn es bei der Gerichtskanzlei zuhanden der interessierten Öffentlichkeit hinterlegt wird.
	
	
	

	Die Regelung in § 135 ZH GVG, wonach die Öffentlichkeit dann zu gewährleisten ist, wenn das Urteil mündlich eröffnet wird, entspricht den Minimalanforderungen gemäss Art. 6 Ziff. 1 EMRK. Entgegen der Praxis zu § 184 ZH GVG, welche davon ausgeht, das Gericht habe gewissermassen die freie Wahl zwischen mündlicher Eröffnung unter Gewährleistung der Publikumsöffentlichkeit und schriftlicher Zustellung ausschliesslich an die Parteien, ergibt sich nach hier vertretener Auffassung in Anwendung von Art. 6 Ziff. 1 EMRK, dass das Gericht die Öffentlichkeit im Sinne der vorstehenden Ausführungen grundsätzlich von sich aus über das Urteil zu orientieren hat75, sofern die Verhandlungen publikumsöffentlich durchgeführt worden sind oder wenn die Publikumsöffentlichkeit aus besonderen Gründen teilweise oder ganz ausgeschlossen worden ist.
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